Deutsdier Bundestag Drucksache VI/3185 

6. Wahlperiode 


Vorblatt 


Gesetzentwurf 

zu dem Vertrag vom 11. Februar 1971 über das Verbot 
der Anbringung von Kernwaffen und anderen Massen- 
verniditungswaffen auf dem Meeresboden und im 
Meeresuntergrund 

(MündUdier Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 

A. Zielsetzung 

Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem Vertrag über 
das Verbot der Anbringung von Massen Vernichtungswaffen auf 
dem Meeresboden und im Meeresuntergrund. 


B. Lösung 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Drucksache Vl/3185 


Mündlidier Beridil 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3, Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. Fe- 
bruar 1971 über das Verbot der Anbringung von 
Kernwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen 
auf dem Meeresboden und im Meeresuntergrund 

— Drucksache VI/2761 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Flämig 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W2761 — in der aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 3. Februar 1972 


Der Auswärtige Ausschuß 


Dr, Schröder (Düsseldorf) 

Vorsitzender 


Flämig 

Berichterstatter 
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Drucksadle Vl/3185 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrach ten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. Februar 1971 über das 
Verbot der Anbringung von Kernwaffen und anderen Massen- 
vernichtungswaffen auf dem Meeresboden und im Meeres- 
untergrund 

— Drucksache VI/2761 — 

mit den Beschlüssen des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 11. Februar 1971 
über das Verbot der Anbringung von Kernwaffen 
und anderen Massenverniditungswaffen auf dem 
Meeresboden und im Meeresuntergrund 

Der Bundestag ihat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

A r t i k e 1 1 

Dem in London, Moskau und Washington am 
8. Juni 1971 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Vertrag vom 11. Februar 1971 über 
das Verbot der Anbringung von Kernwaffen und 
anderen Massenvernichtungswaffen auf dem Mee- 
resboden und im Meeresuntergrund wird zuge- 
stimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikels 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel X für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzuge- 
ben. 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 11. Februar 1971 
über das Verbot der Anbringung von Kernwaffen 
und anderen Massenvernichtungswaffen auf dem 
Meeresboden und im Meeresuntergrund 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt, wobei die Rechte und Verantwortlichkeiten 
der Alliierten Behörden und die Befugnisse, die 
ihnen auf den Gebieten der Abrüstung und der Ent- 
militarisierung zustehen, berücksichtigt werden. 

Artikel 3 
unverändert 


2 



